
Kurz gemeldet

Unterrichtsversorgung spitze
Hannover: Die Unterrichtsversorgung in
Niedersachsen ist laut Kultusministeri-
um so gut wie seit Langem nicht. Der lan-
desweite Durchschnittswert lag zum
Stichtag am 1. September bei 101,8 Pro-
zent. Der Wert bezieht sich auf Lehrer-
einstellungen pro Schule. Nicht einge-
rechnet sind Krankheiten oder Schwan-
gerschaften. Besonders gut sei die Lage
an den Gymnasien mit einem Durch-
schnittswert von 102,9 Prozent, sagte Mi-
nister Bernd Althusmann (CDU) gestern.
Zum Schuljahr 2013/14 sollen hier die
Klassenobergrenzen auf 28 Schüler ge-
senkt werden. Derzeit sind es 30 Schüler
in der 5. Klasse und 32 in den höheren
Jahrgängen. Allerdings fehlten weiterhin
Lehrer in den Fächern wie Physik. dö

Kaum Hinweise nach „XY“
Nienburg: Die Erwähnung des Falles
Souzan B. in der ZDF-Sendung „Akten-
zeichen XY ... ungelöst“ hat die Ermittler
nicht vorangebracht. Etwa 15 Anrufe sei-
en nach der Ausstrahlung am Mittwoch-
abend bei der Polizei in Nienburg einge-
gangen, sagte ein Sprecher. Hinweise da-
rauf, wo sich Ali B. aufhält, seien aber
nicht dabei gewesen. Der 35-Jährige hat
seine 13-jährige Tochter am Montag ver-
gangener Woche in Stolzenau im Land-
kreis Nienburg auf offener Straße er-
schossen. Seitdem fehlt von ihm jede
Spur. tof

Korrektur
In dem Bericht über ein neues Lehrer-
fortbildungskonzept am 14. Dezember
haben wir Hannovers Uni-Vizepräsiden-
tin Gabriele Diewald fälschlicherweise
als Gabriele Siewald bezeichnet. Wir bit-
ten, den Fehler zu entschuldigen.

Sander löckt wider den Stachel

Hannover. Es gibt kaum einen Minis-
ter, der so ungeschminkt alles preisgibt,
was ihm gerade durch den Kopf geht,
wie Hans-Heinrich Sander (FDP). Zu
einem „Abschiedsfrühstück“ hatte der
scheidende Minister ein paar Journalis-
ten ins Umweltministerium geladen -
und haderte öffentlich mit dem neuen
Atomkurs wie auch der Zukunft seiner
FDP, der er seit 46 Jahren angehört.
„Nun gut, die Energiewende ist be-

schlossen, sie macht auch keiner rück-
gängig, aber dennoch werden doch ein
paar kritische Einwände erlaubt sein“,
begann Sander seine kleine Abrech-
nung mit der großen Wende, die die
Kanzlerin nach der Katastrophe von
Fukushima verkündet hatte. „Ich habe
immer aus Überzeugung vertreten, dass
wir die Kernenergie noch als Brücken-
technologie für einen Übergangszeit-
raum brauchen. Aber dann kriegen sie
eine Order und die heißt: ,Marsch,
marsch – zurück auf eine andere Positi-
on‘.“ Dabei, so Sander, stehe die in Ber-
lin viel gepriesene Energiewende „bis-
lang nur auf dem Papier“: „Das ist noch
nichts gemacht.“
Ob die erneuerbaren Energien wirk-

lich zuverlässig Strom liefern? Sander
macht aus seiner Skepsis keinen Hehl.
Er freue sich schon darauf, wenn er

nicht mehr Minister sei, dann könne er
darüber „noch deutlicher reden“. Etwa
über die Biogasanlagen, die überall im
Lande entstehen. „Ich kann nur sagen,
das ist doch grausam, was man da aus
unserer schönen niedersächsischen
Landschaft macht.“
Aber noch schwerer belastet den

66-Jährigen, der Mitte Januar kommen-
den Jahres sein Amt an seinen Staatsse-
kretär Stefan Birkner abgeben will, der
Zustand der FDP. Ein Nein der Mitglie-
der bei der parteiinternen Abstimmung
wäre „verheerend“, sagt Sander, der als
Sohn eines langjährigen FDP-Bundes-

tagsabgeordneten „das Liberale mit der
Muttermilch aufgesogen“ habe und seit
36 Jahren Vorsitzender im Kreis Holz-
minden ist. Im Heimatort Golmbach hat
er jüngst auf seinem Bauernhof, den er
in fünfter Generation bewirtschaftet,
noch schnell 600 Kirschbäume ge-
pflanzt, obwohl er für den Hof keinen
Nachfolger hat – „aus Schabernack“,
sagt der Politiker, der auch seiner eige-
nen Partei immer wieder zeigt, dass er
einen Trotzkopf besitzt. In Golmbach,
sagt er, sei die FDP-Welt noch in Ord-
nung, da habe sie mehr als sieben Pro-
zent geholt: „Da ist Berlin noch nicht
angekommen.“ Aber die Liberalen
müssten um ihre Hochburgen kämpfen,
sagt Sander, der von den „FDP-Boy-
groups“ nicht allzuviel hält.
Im Rückblick bereut der Minister, der

zu den umstrittensten Kabinettsmitglie-
dern zählt, einst ein T-Shirt angelegt zu
haben, das für die Kernkraft warb. Das
konnte seine kluge wie loyale Presse-
sprecherin Jutta Kremer-Heye, eine So-
zialdemokratin, nicht mehr verhindern.
Aber zurMotorsäge greifen und demons-
trativ Buschholz für den Hochwasser-
schutz beseitigen, das würde er auch
heute. „Ich habemir sogar eine neue, viel
leiseremitAkkugekauft“, berichtet San-
der. Mit der habe er auch den Weih-
nachtsbaum abgesägt, der jetzt im Mi-
nisterium steht. Am Volkstrauertag.

Von Michael B. Berger

Der scheidende Minister hadert mit dem neuenAtomkurs

Molotowcocktail auf Pfarrhaus

Unterlüß. Die weiße Wand des Pfarr-
hauses ist rußgeschwärzt, am Boden lie-
gen Scherben. Spuren eines Brandan-
schlags aus der Nacht zu Donnerstag in
Unterlüß imKreis Celle. Der Schaden ist
begrenzt, aber der Schock ist groß. Die
Täter, die eine mit brennbarer Flüssig-
keit gefüllte Bierflasche gegen das Pfarr-
haus und ein Haus in der Nachbarge-
meinde Faßberg warfen, sind zwar noch
unbekannt, doch Gemeindepastor Wil-
fried Manneke befürchtet, dass es sich
um die Tat von Rechtsextremisten han-
delt –umeinenneuenEinschüchterungs-
versuch, dem viele andere Einschüchte-
rungsversuche vorangegangen sind. „Sie
sind nachts aufmarschiert, haben ‚Juden
raus‘ gegrölt und mit ihren Stiefeln ge-
gen die Pfarrhaustür getreten, sie haben
den Laternenpfahl vor unserem Haus
mit Hakenkreuzen beschmiert und ,Das
Land ist unser‘ druntergeschrieben, sie
haben die Kirchentür mit Hakenkreuz-
Aufklebern zugekleistert.“
Dass sich die Neonazi-Attacken gegen

ihn richten, ist für Manneke, seit 16 Jah-
ren Gemeindepastor der evangelischen
Friedenskirchengemeinde in Unterlüß,
kein Zufall. „Wir kämpfen seit vielen
Jahren gegen die Rechtsextremisten“,
sagt der 58 Jahre alte Theologe und
schließt auch seine Frau Sabine ein. Ein
Schlüsselerlebnis fällt in das Jahr 1998,
als im nahe gelegenen Hetendorf nach
langen Querelen das Schulungszentrum
des mittlerweile verstorbenen Neonazi-
Anwalts Jürgen Rieger geschlossen wur-
de. „Damals haben die Rechten bei uns
mehr als zehn Jungs für ihre Kamerad-
schaft rekrutiert und mit Bomberjacken
und Springerstiefeln eingekleidet“, sagt
Manneke. „Viele von denen hatte ich erst
imJahr zuvorkonfirmiert.“Danachhabe
er in der 3600-Einwohner-Gemeinde ei-
nen runden Tisch gegründet und ge-
meinsam mit der Schule eine Kampagne
gegen Rechtsextremismus gestartet.
„Das hat denen natürlich nicht gefallen.“
Verschärfend hinzu kam später der –
fehlgeschlagene – Versuch Riegers, das
Hotel „Geerhus“ bei Unterlüß zu kaufen.
Auch in diesem Fall trat ihm der Pastor
entgegen – gemeinsam mit Anna Jander
undKlaus Jordan, derenHaus nun eben-
falls in der Nacht zu Donnerstag mit ei-
nemMolotowcocktail beworfen wurde.
Auch bei ihnen ist es nicht der erste An-

schlag. Einmal hätten Unbekannte einen
Pflasterstein mit der Aufschrift „letzte
Warnung“ auf demGrundstück hinterlas-
sen, erinnert sich Jordan. Die Polizei hat
für die Ermittlungen in beiden Fällen den
Staatsschutz hinzugezogen. „Wir können
einen politischen Hintergrund nicht aus-
schließen“, sagte der Celler Polizeispre-

cher Guido Koch. Ermittelt werde aber in
alleRichtungen.Zunächstwerdenunnach
Zeugen gesucht. Die Opfer der Anschläge
schliefen, als die brennenden Flaschen auf
ihren Grundstücken zerschellten.
Die braune Szene ist in der dünn be-

siedelten Heidegegend rund um Unter-
lüß sehr ausgeprägt. Von der Kreisstadt
aus agieren die „Freien Kräfte Celle“
(vormals„Kameradschaft73“), inSchne-
verdingen machen die „Snevern Jungs“
von sich reden, und in der Nachbarge-
meinde Eschede stellt der NPD-Aktivist
Joachim Nahtz seinen Bauernhof regel-
mäßig für große Neonazi-Treffen zur
Verfügung. „Im Juni feiern sie Sommer-
sonnenwende, im Dezember Winterson-
nenwende und im September Erntefest“,
sagt der Pastor. „Alles Feste, die Hitler
zu Feiertagen erhoben hat.“ Außerdem
hätten 2010 siebenBands zu einem„Neo-
nazi-Konzert“ aufgespielt – vor 600 Be-
suchern aus ganz Norddeutschland.

Besonders schlimm ist für Manneke,
dass es nicht beim Feiern bleibt. Erst
kürzlich seien in Herrmannsburg soge-
nannte Stolpersteine zum Gedenken an
ein NS-Opfer beschmiert worden, er-
zählt der Pastor. In Eschede forderte die
rechte Gewalt 1999 sogar schon einMen-
schenleben. Junge Neonazis erschlugen
den Obdachlosen Peter Deutschmann.
Das „Netzwerk gegen Rechtsextre-

mismus Südheide“ hat eine Tafel aufge-
stellt, auf der 186 Opfer des deutschen
Rechtsterrorismus aufgeführt sind. Lan-
ge Zeit stießen Manneke und seine Mit-
streiter damit in derGemeinde auf Skep-
sis. Nach Bekanntwerden der Zwickauer
Mordserie hat sich dies geändert.
Am Sonnabend könnte es erneut

brenzlig werden: In Eschede ist eine
Sonnenwendfeier geplant. Manneke,
Jordan und Jander haben ihren Protest
dagegen angekündigt. „Wir lassen uns
nicht einschüchtern“, sagt der Pastor.

Von heinrich Thies
und seBasTian harfsT

Zwei Brandanschläge: Pastor in Unterlüß vermutet neue Einschüchterungsversuche von Neonazis

Immer wieder gern mit Motorsäge: Der schei-
dende Umweltminister Sander. dpa

Kritik an Inklusionsplan

Hannover. Der gemeinsame Unter-
richt von Kindern mit und ohne Handi-
caps kostet Städte und Kreise nach An-
sicht der kommunalen Spitzenverbände
Millionen. Das Land müsse diese „er-
heblichen Mehraufwendungen zeitnah
ausgleichen“, forderte Hubert Meyer
vom Landkreistag gestern zu Beginn ei-
ner zweitägigen Anhörung im Kultus-
ausschuss. Es sei völlig unrealistisch,
wenn das Land seine Kosten jährlich
mit 44 Millionen Euro kalkuliere, bei
den Kommunen aber keine relevanten
Mehrbelastungen erwarte.
Schon der Einbau eines Fahrstuhls in

eine Schule koste 500000 Euro, rechnete
Meyer vor. Wenn mehr Kinder mit
schweren Behinderungen in Regelschu-
len unterrichtet würden, müssten die
Kommunen zudem mehr individuelle
Integrationshelfer bezahlen. Allein ein
Anstieg um 20 Prozent von den derzeit
rund 2500 Integrationshelfern landes-
weit würde 6,5 Millionen Euro kosten.

Der Philologenverband und die Di-
rektorenvereinigung warnten vor einer
vorschnellen, aus Prinzip gleichma-
chenden Inklusion. Es sei fraglich, ob
ein Kind, das aufgrund seiner Beein-
trächtigung niemals in der Lage sein
werde, ein Abitur zu machen, am Gym-
nasium richtig aufgehoben sei, sagte der
Vorsitzende des Philologenverbandes,
Horst Audritz.
Der Gesetzentwurf der Regierungs-

fraktionen falle hinter die heute beste-
henden regionalen Integrationskonzepte
zurück, kritisierte die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW). So
sollen nach dem Entwurf ab Sommer
2013 nur lern- und sprachbehinderte
Grundschüler generell in Regelschulen
gehen, während in manchen Landkrei-
sen schon alle Grundschüler, egal ob sie
ein Handicap haben oder nicht, gemein-
sam unterrichtet werden. Der Landesel-
ternrat wandte sich gegen den Passus im
CDU/FDP-Entwurf, der ermöglicht,
Kinder auch gegen den Willen der El-
tern auf eine Förderschule zu schicken.

Kommunen befürchten enorme Mehrkosten

Pastor Wilfried Manneke zeigt auf die Stelle an der Wand des Pfarrhauses, wo der Molotowcocktail abbrannte. Genth

zur Person
Swantje Hartmann
(38), CDU-Land-
tagsabgeordnete
und ehemalige Del-
menhorster SPD-
Bürgermeisterin,
will sich nach der
Landtagswahl 2013
in Niedersachsen
vorerst aus der Po-
litik zurückziehen.
Dies berichtet der Bremer „Weser-Ku-
rier“. „Ich werde weder für den Bundes-
tag noch für den Landtag kandidieren“,
sagte Hartmann am Donnerstag. Eine
Rückkehr in die Politik sei aber nicht aus-
geschlossen. Sie war 2009wegen einer Fi-
nanzaffäre aus der SPD ausgetreten. Da-
nach trat sie in die CDU ein und sitzt seit-
dem für die Union im Landtag. Hart-
mann sagte, nach 20 Jahren Politik und
sieben Jahren im Parlament sei es an der
Zeit, in einen neuen Lebensabschnitt zu
starten. lni

Kirche als gegner
Die Landeskirche Hannover sieht sich –
nicht erst seit dem Anschlag in Unterlüß
– mehr und mehr im Fadenkreuz von
Rechtsextremisten. „Wir werden ver-
stärkt als Gegner wahrgenommen“, sag-
te Pastor Klaus Burckhardt von der Initia-
tive „Kirche für Demokratie – gegen
Rechtsextremismus“. Er berichtet auch
von Drohbriefen. Grund für diese „ver-
stärkte Entwicklung“ sei die Position, die
die Kirche bei den Ermittlungen gegen
rechtsextremen Terrorismus bezog. „Wir
haben deutliche Statements abgege-
ben.“ Landesbischof Ralf Meister rief zu
großer Aufmerksamkeit auf: „Es ist und
bleibt unsere Aufgabe, unsere Sinne ge-
genüber menschenverachtender Ideolo-
gie und Gewalt zu schärfen.“ seh

Von saskia döhner

Kein weiterer
Ausbau

in Gorleben

Berlin/Hannover (dpa/dö). Das Atom-
mülllager in Gorleben wird nicht weiter
ausgebaut – doch als möglicher Standort
für ein Endlager ist es noch nicht aus dem
Rennen. Dies ist das Ergebnis der Bera-
tungen von Bund und Ländern am Don-
nerstag in Berlin. Zudem einigten sich
Bundesumweltminister Norbert Röttgen
(CDU) und die Länder auf einen Fahr-
plan, nach dem von Ende 2014 an bundes-
weit mögliche Standorte für ein Endlager
zunächst oberirdisch erkundet werden
sollen. „Als Vergleichsstandort bleibt
Gorleben erhalten“, sagte Röttgen am
Abend nach demTreffen. „Gorlebenwird
also nicht herausgenommen.“
Er habe aber bereits vor zwei Wochen

angewiesen, dass es keinenweiteren Aus-
bau des untertägigen Bauwerkes gebe.
Ein solcher Ausbau könne den Anschein
erwecken, dass Gorleben als Endlager
vorbereitetwerde.Man sei sich einig, dass
dieser Eindruck vermieden werden solle.
„Wir wollen die Offenheit in dieser Frage
hier haben.“
Die rheinland-pfälzische Wirtschafts-

ministerin Eveline Lemke (Grüne) lobte,
dass dieser Schritt einem Baustopp
gleichkomme. Ob es einen weiteren Er-
kundungsstopp gebe, müsse noch ent-
schieden werden. „Ich bin sehr zuver-
sichtlich, dass wir im Januar dabei wei-
terkommen werden“, sagte Lemke, die
für rot und grün regierte Länder die Ge-
spräche koordiniert. Lemke hatte nach
Angaben des Bundesumweltministeri-
ums erst jetzt von der Anweisung des Mi-
nisters erfahren, keinen weiteren Ausbau
zu betreiben.
Bis Mitte 2012 sollten alle Fragen, die

unabhängig vom Standort sind, geklärt
werde – etwa, ob es ein rückholbaresEnd-
lager geben solle oder nicht, erklärte
Röttgen. Das bereits angekündigte Ge-
setz solle bis zur Sommerpause fertig
sein. BisMitte 2014 sollten auf Grundlage
wissenschaftlich erarbeiteter Kriterien
Gebiete definiert werden, die für ein La-
ger für die hochradioaktiven Abfälle
nicht infrage kämen. Mit einem weiteren
Bundesgesetz sollten dann Regionen aus-
gewählt werden, in denen von Ende 2014
an Erkundungen angestellt würden. Für
diese Phase sehen Bund und Länder der-
zeit fünf Jahre vor. Von Ende 2019 an soll
die untertägige Erkundung folgen, so die
Vereinbarung.DerKompromissvorschlag
von Niedersachsens Ministerpräsident
David McAllister (CDU), der auf einen
Erkundungsstopp in Gorleben im Jahr
2013 hinausläuft, bleibt auf dem Tisch,
wie McAllister berichtete. Er sei zufrie-
den.

Bund und Länder einigen
sich auf Endlager-Fahrplan

105164501_11121600100000111

A n z e i g e

94168401_11121601000000111

NiedersachsenNR. 294 · FREITAG, 16. DEZEMBER 2011 5HANNOVERSCHE ALLGEMEINE ZEITUNG


